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oder wer sie durch einen anderen, der für 
diese Tat selbst nicht verantwortlich ist, 
ausführen läßt.

(2) Als Teilnehmer an einer Straftat 
ist strafrechtlich verantwortlich, wer

1. vorsätzlich einen anderen zu der be­
gangenen Straftat bestimmt (Anstiftung);

2. gemeinschaftlich mit anderen eine 
vorsätzliche Straftat ausführt (Mittäter­
schaft) ;

3. vorsätzlich einem anderen zu der be­
gangenen Straftat Hilfe leistet oder wer 
dem Täter nach der Tatausführung vorher 
zugesagte Hilfe leistet (Beihilfe).

(3) Die strafrechtliche Verantwortlich­
keit richtet sich nach dem Gesetz, das durch 
die Straftat verletzt wird. Jeder Teilnehmer 
ist unter Berücksichtigung der Schwere der 
gesamten Tat und der Art und Weise des 
Zusammenwirkens der Beteiligten nach dem 
Umfang und den Auswirkungen seines Tat­

beitrages, seinen Beweggründen sowie da­
nach verantwortlich, in welchem Maße er 
andere Personen zur Teilnahme veranlaßt 
hat.

(4) Für Beihilfe kann die Strafe nach 
den Grundsätzen über die außergewöhn­
liche Strafmilderung herabgesetzt werden. 
Das gleiche gilt für Mittäterschaft, wenn 
der Tatbeitrag des Teilnehmers im Verhält­
nis zur Gesamttat gering ist. Bei geringer 
Schuld und unbedeutendem Tatbeitrag 
kann bei einem Teilnehmer von Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit abgesehen werden.

(5) Bestimmt das Gesetz, daß besondere 
persönliche Umstände die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit erhöhen, vermindern 
oder ausschließen, gilt das nur für den 
Täter oder Teilnehmer, bei dem diese Um­
stände vorliegen.

3. Kapitel
Maßnahmen der straf rechtlichen Verantwortlichkeit

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

§23
System der Maßnahmen

(1) Als Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit werden angewandt:
— Beratung und Entscheidung durch ein 

gesellschaftliches Organ der Rechts­
pflege;

— Strafen ohne Freiheitsentzug;
— Strafen mit Freiheitsentzug;
— Todesstrafe.

(2) Sofern es zur Erziehung des Täters 
oder zum Schutze der Gesellschaft erfor­
derlich ist, können Zusatzstrafen ange­
wandt werden, wenn sie in dem verletzten 
Gesetz ausdrücklich angedroht sind oder 
wenn die im 5. Abschnitt dieses Kapitels 
geregelten Voraussetzungen für ihre An­
wendung vorliegen.

Hinweis: Die Verwirklichung der Maß­
nahmen zur strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit ist geregelt im 8. Kapitel der StPO; 
vgl. weiter 1. DB zur StPO und RV Nr. 
14/75 des Ministers der Justiz vom

27. 5.1975 zur Arbeitsweise der Gerichte bei 
der Durchsetzung gerichtlicher Entschei­
dungen in Strafsachen — 3250 — V — 
99/75

§24
Wiedergutmachung des Schadens

(1) Bei Straftaten, die materielle Schä­
den zur Folge haben, ist darauf hinzuwir­
ken, daß im Strafverfahren Schadensersatz­
ansprüche nach den Bestimmungen des 
Arbeite-, Agrar- oder Zivilrechts geltend 
gemacht werden, um die erzieherische 
Wirksamkeit des Strafverfahrens zu erhö­
hen.

Hinweise: Vgl. §§112 ff. GBA; §17
EGStGB/StPO. Vgl. auch RL Nr. 29 des 
Plenums des OG vom 25. 3.1970 zur An­
wendung der §§ 112 ff. GBA (GBl. II Nr. 36
S. 267); §§ 15 ff. LPG-Gesetz; §§ 330 ff. ZGB.

(2) Liegen bei einer derartigen Straftat 
die Voraussetzungen für die Übergabe an 
ein gesellschaftliches Organ der Rechts­
pflege nicht vor, kann jedoch der Erzie­
hungszweck des Strafverfahrens durch eine 
Verurteilung zum Schadensersatz erreicht


